
GERNSBACH
Stadt Gernsbach

Satzung der Stadt Gernsbach zur Änderung 
der Abwassersatzung i.d.F. vom 11.12.2023)

Satzung 

zur Änderung der Satzung über die öffentliche Abwasserbeseitigung 
(Abwassersatzung - AbwS) 

der Stadt Gernsbach 
vom 21. Mai 2012

Aufgrund von § 46 Abs. 4 und 5 des Wassergesetzes für Baden-Württemberg (WG), 
§§ 4 und 11 der Gemeindeordnung für Baden-Württemberg (GemO) und §§ 2, 8 Abs. 
2, 11, 13, 20 und 42 des Kommunalabgabengesetzes für Baden-Württemberg (KAG) 
hat der Gemeinderat der Stadt Gernsbach am 13.05.2024 folgende Änderung der 
Satzung über die öffentliche Abwasserbeseitigung (Abwassersatzung - AbwS) der 
Stadt Gernsbach beschlossen:

I.

In der Satzung über die öffentliche Abwasserbeseitigung (Abwassersatzung - AbwS) 
vom 21. Mai 2012 i.d.F. vom 11. Dezember 2023 wird nachstehende Änderung vor­
genommen:

§1

§ 2 Abs. 3 erhält folgende Fassung:

„§2 
Begriffsbestimmung

(3) Die dezentrale Abwasserbeseitigung umfasst die Abfuhr und die Beseitigung des 
Schlamms aus Kleinkläranlagen sowie des Inhalts von geschlossenen Gruben ein­
schließlich der Überwachung des ordnungsgemäßen Betriebs dieser Anlagen durch 
die Stadt oder durch den von ihr nach § 56 Satz 3 Wasserhaushaltsgesetz (WHG) 
beauftragten Dritten. Zu den öffentlichen (dezentralen) Abwasseranlagen gehören 
alle Vorkehrungen und Einrichtungen für die Abfuhr und die Behandlung von Abwas­
ser aus geschlossenen Gruben und Fäkalschlamm aus Kleinkläranlagen (Hausklär­
anlagen) außerhalb des zu entwässernden Grundstücks.
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§2

§ 3 Abs. 1 erhält folgende Fassung:

»§3
Berechtigung und Verpflichtung zum Anschluss und zur Benutzung

(1) Die Eigentümer von Grundstücken, auf denen Abwasser anfällt, sind nach nähe­
rer Bestimmung dieser Satzung berechtigt und verpflichtet, ihre Grundstücke an die 
öffentlichen Abwasseranlagen anzuschließen, diese zu benutzen und das gesamte 
auf den Grundstücken anfallende Abwasser der Stadt im Rahmen des § 46 Abs. 1 
und Abs. 2 WG zu überlassen. Der Erbbauberechtigte oder sonst dinglich zur bauli­
chen Nutzung des Grundstücks Berechtigte tritt an die Stelle des Eigentümers.

§3

§ 5 erhält folgende Fassung:

„§5
Befreiung

Von der Verpflichtung zum Anschluss seines Grundstücks an die öffentliche Abwas­
serbeseitigung und von der Pflicht zur Benutzung deren Einrichtungen ist aufgrund § 
46 Abs. 5 Satz 1 WG der nach § 3 Abs. 1 und 2 Verpflichtete auf Antrag insoweit und 
so lange zu befreien, als ihm der Anschluss bzw. die Benutzung wegen seines die 
öffentlichen Belange überwiegenden privaten Interesses an der eigenen Beseitigung 
des Abwassers nicht zugemutet werden kann und die Befreiung wasserwirtschaftlich 
unbedenklich ist.

§4

§ 6 Abs. 2 Nr. 7 erhält folgende Fassung:

„§6 
Allgemeine Ausschlüsse

(2) 7. Abwasser, dessen Beschaffenheit oder Inhaltsstoffe über den Richtwerten des 
Anhangs A. 1 des Merkblatts DWA-M 115-2 vom Februar 2013 (Herausge- 
ber/Vertrieb: Deutsche Vereinigung für Wasserwirtschaft, Abwasser und Abfall e. V. 
- DWA-, Theodor-Heuss-Allee 17, 53773 Hennef) liegen.
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§5

§ 7 Abs. 3 erhält folgende Fassung:

»§7 
Ausschlüsse im Einzelfall, Mehrkostenvereinbarung

(3) Schließt die Stadt in Einzelfällen Abwasser von der Beseitigung aus, bedarf dies 
der Zustimmung der Wasserbehörde (§ 46 Abs. 4 Satz 2 WG).

§6

§ 12 Abs. 4 erhält folgende Fassung:

»§12 
Grundstücksanschlüsse

(4) Die Stadt kann auf Antrag des Grundstückseigentümers weitere Grundstücksan­
schlüsse sowie vorläufige oder vorübergehende Anschlüsse herstellen. Als weitere 
Grundstücksanschlüsse gelten auch Anschlüsse für Grundstücke, die nach Entste­
hen der Beitragspflicht (§ 34) neu gebildet werden.

§7

§ 13 erhält folgende Fassung:

„§13 
Kostenerstattung

(1) Der Stadt sind vom Grundstückseigentümer zu erstatten:
a) die Kosten der Herstellung, Unterhaltung, Erneuerung, Veränderung und Beseiti­
gung der Grundstücksanschlüsse (§ 12 Abs. 3);
b) die Kosten der Herstellung, Unterhaltung, Erneuerung, Veränderung und Beseiti­
gung der weiteren, vorläufigen und vorübergehenden Grundstücksanschlüsse (§ 12 
Abs. 4). Zu diesen Kosten gehören auch die Aufwendungen für die Wiederherstel­
lung des alten Zustands auf den durch die Arbeiten beanspruchten Flächen.

(2) Der Erstattungsanspruch entsteht mit der endgültigen Herstellung des Grund­
stücksanschlusses, im Übrigen mit der Beendigung der Maßnahme. Der Erstat­
tungsanspruch wird innerhalb eines Monats nach Bekanntgabe des Abgabenbe­
scheids fällig.
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§8

§ 21 Abs. 2 und Abs. 4 erhalten folgende Fassung:

„§21
Abnahme und Prüfung der Grundstücksentwässerungsanlagen, Zutrittsrecht, 
Indirekteinleiterkataster

(2) Die Stadt ist berechtigt, die Grundstücksentwässerungsanlagen zu prüfen. Die 
Grundstückseigentümer und Besitzer (nach § 3 Abs. 1 und 2) sind verpflichtet, die 
Prüfungen zu dulden und dabei Hilfe zu leisten. Sie haben den zur Prüfung des Ab­
wassers notwendigen Einblick in die Betriebsvorgänge zu gewähren und die sonst 
erforderlichen Auskünfte zu erteilen. Von der Stadt beauftragte Personen dürfen 
Grundstücke zur Überwachung der Einhaltung der satzungsrechtlichen Vorschriften 
und der Erfüllung danach auferlegter 
Verpflichtungen betreten.

(4) Die Stadt ist nach § 49 Abs. 1 WG in Verbindung mit der Eigenkontroll­
verordnung des Landes verpflichtet, Betriebe, von deren Abwasseranfall nach Be­
schaffenheit und Menge ein erheblicher Einfluss auf die öffentliche Abwasserbehand­
lungsanlage, deren Wirksamkeit, Betrieb oder Unterhaltung oder auf das Gewässer 
zu erwarten ist, in einem sogenannten Indirekteinleiterkataster zu erfassen. Dieses 
wird bei der Stadt geführt und auf Verlangen der Wasserbehörde übermittelt. Die 
Verantwortlichen dieser Betriebe sind verpflichtet, der Stadt auf deren Anforderung 
hin die für die Erstellung des Indirekteinleiterkatasters erforderlichen Angaben zu 
machen. Dabei handelt es sich um folgende Angaben: Namen des Betriebs und der 
Verantwortlichen, Art und Umfang der Produktion, eingeleitete Abwassermenge, Art 
der Abwasservorbehandlungsanlage sowie der wesentlichen Abwasserinhaltsstoffe. 
Hierzu gehören insbesondere auch solche Stoffe, die in Anlage 5 und 7 der Oberflä­
chengewässerverordnung genannt sind. Die Stadt wird dabei die Geheimhaltungs­
pflicht von Geschäfts- und Betriebsgeheimnissen sowie die Belange des Daten­
schutzes beachten.

§9

§ 24 Abs. 1 erhält folgende Fassung:

„§ 24 
Beitragsschuldner

(1) Beitragsschuldner bzw. Schuldner der Vorauszahlung ist, wer im Zeitpunkt der 
Bekanntgabe des Beitrags- bzw. Vorauszahlungsbescheids Eigentümer des Grund­
stücks ist.
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§10

§ 30 Abs. 1 und 2 erhalten folgende Fassung:

„§ 30
Ermittlung des Nutzungsmaßes bei Grundstücken, für die ein Bebauungsplan 
die Höhe baulicher Anlagen festsetzt

(1) Bestimmt der Bebauungsplan das Maß der baulichen Nutzung nicht durch die 
Zahl der Vollgeschosse oder eine Baumassenzahl, sondern setzt er die Höhe bauli­
cher Anlagen in Gestalt der maximalen Gebäudehöhe (Firsthöhe) fest, so gilt als Ge­
schosszahl das festgesetzte Höchstmaß der Höhe der baulichen Anlage geteilt durch
1. 3,0 für die im Bebauungsplan als Kleinsiedlungsgebiete (WS), reine Wohngebiete 
(WR), allgemeine Wohngebiete (WA), Ferienhausgebiete, Wochenendausgebiete 
und besondere Wohngebiete (WB) festgesetzten Gebiete und 2. 4,0 für die im Be­
bauungsplan als Dorfgebiete (MD), Mischgebiete (Ml), urbane Gebiete (MU), Kern­
gebiete (MK), Gewerbegebiete (GE), Industriegebiete (Gl) und sonstige Sonderge­
biete (SO) festgesetzten Gebiete; das Ergebnis wird auf eine volle Zahl gerundet, 
wobei Nachkommastellen ab 0,5 auf die nächstfolgende volle Zahl aufgerundet und 
Nachkommastellen, die kleiner als 0,5 sind, auf die vorausgehende volle Zahl abge­
rundet werden.

(2) Bestimmt der Bebauungsplan das Maß der baulichen Nutzung nicht durch die 
Zahl der Vollgeschosse oder eine Baumassenzahl, sondern setzt er die Höhe bauli­
cher Anlagen in Gestalt der maximalen Traufhöhe (Schnittpunkt der senkrechten, 
traufseitigen Außenwand mit der Dachhaut) fest, so gilt als Geschosszahl das fest­
gesetzte Höchstmaß der Höhe der baulichen Anlage geteilt durch 1. 2,7 für die im 
Bebauungsplan als Kleinsiedlungsgebiete (WS), reine Wohngebiete (WR), allgemei­
ne Wohngebiete (WA), Ferienhausgebiete, Wochenendhausgebiete und besondere 
Wohngebiete (WB) festgesetzten Gebiete und 2. 3,5 für die im Bebauungsplan als 
Dorfgebiete (MD), Mischgebiete (Ml), urbane Gebiete (MU), Kerngebiete (MK), Ge­
werbegebiete (GE), Industriegebiete (Gl) und sonstige Sondergebiete (SO) festge­
setzten Gebiete; das Ergebnis wird auf eine volle Zahl gerundet, wobei Nach­
kommastellen ab 0,5 auf die nächst folgende volle Zahl aufgerundet und Nachkom­
mastellen, die kleiner als 0,5 sind, auf die vorausgehende volle Zahl abgerundet 
werden.

§11

§ 33 erhält folgende Fassung:

§33 
Beitragssatz

Der Abwasserbeitrag setzt sich zusammen aus:

Teilbeiträge je m2 Nutzungsfläche (§ 25)
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1. für den öffentlichen Abwasserkanal 5,17 €

2. für das Klärwerk,
einschließlich Zuleitungssammler und Regenüberlaufbecken 4,15 €.

§12

§ 38 Abs. 3 erhält folgende Fassung:

,,§ 38
Gebührenmaßstab

(3) Wird Abwasser zu einer öffentlichen Abwasserbehandlungsanlage gebracht, be­
misst sich die Abwassergebühr nach der Menge des angelieferten Abwassers.

§13

§ 45 Abs. 2 erhält folgende Fassung:

§45 
Fälligkeit

(2) Die Vorauszahlungen gemäß § 44 werden für das erste, zweite und dritte Kalen­
dervierteljahr mit Ende des Kalendervierteljahres zur Zahlung fällig. Die Vorauszah­
lung für das vierte Kalendervierteljahr wird am 22.12. des jeweiligen Jahres zur Zah­
lung fällig.
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II.

Inkrafttreten

Diese Satzungsänderung tritt am Tag nach ihrer Veröffentlichung in Kraft.

Hinweis nach § 4 Abs. 4 GemO

Eine etwaige Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften der Gemeindeord­
nung für Baden-Württemberg (GemO) oder aufgrund der GemO beim Zustande­
kommen dieser Satzung wird nach § 4 Abs. 4 GemO unbeachtlich, wenn sie nicht 
schriftlich oder elektronisch innerhalb eines Jahres seit der Bekanntmachung dieser 
Satzung gegenüber der Stadt/Gemeinde geltend gemacht worden ist; der Sachver­
halt, der die Verletzung begründen soll, ist zu bezeichnen. Dies gilt nicht, wenn die 
Vorschriften über die Öffentlichkeit der Sitzung, die Genehmigung oder die Bekannt­
machung der Satzung verletzt worden sind.

Gernsbach, den 13.05.2024

ulian Christ 
Jrgermeister

Für den Gemeinderat:
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